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(2) Die Räte der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden 
legen Wählerlisten aller in ihrem Zuständigkeits­
bereich polizeilich gemeldeten Wahlberechtigen an.

(.3) Die Wählerliste wird nach Wahlbezirken (Stimm­
bezirken) aufgestellt. Die Aufstellung muß so recht­
zeitig abgeschlossen sein, daß die Liste spätestens am 
21. Tage vor dem Wahltag ausgelegt werden kann.

§ 17
Inhalt der Wählerliste

(1) In der Wählerliste sind in alphabetischer Reihen­
folge und unter fortlaufender Nummer die Zu- und 
Vornamen, der Geburtstag, der Wohnort und die 
Wohnung aller Wahlberechtigten einzutragen. Die 
Liste kann auch so angelegt werden, daß die Wahl­
berechtigten in alphabetischer Reihenfolge nach 
Straßen oder Ortsteilen bzw. innerhalb der Straßen 
oder Ortsteile nach Häusern eingetragen werden.

(2) Personen, die gemäß § 4 des Wahlgesetzes vom 
Wahlrecht ausgeschlossen sind, werden nicht in die 
Wählerliste aufgenommen.

(3) Personen, deren Wahlrecht gemäß § 5 des Wahl­
gesetzes ruht, sind in die Wählerliste aufzunehmen und 
dort besonders kenntlich zu machen. Besteht der 
Grund für das Ruhen des Wahlrechtes am Wahltag 
nicht mehr, ist der in die Wählerliste eingetragene Ver­
merk zu streichen. Die Streichung des Vermerkes ist 
durch den Rat der Stadt, des Stadtbezirks bzw. der Ge­
meinde, am Wahltag durch den Wahlvorsteher zu be­
scheinigen.

§ 18
Auslegung der Wählerlisten

(1) Die Räte der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden 
haben die Wählerliste vom 21. bis 7. Tage vor dem 
Wahltag zu einer für die Bevölkerung günstigen Zeit 
an einem allgemein zugänglichen Ort zur öffentlichen 
Einsicht auszulegen. Die Einsichtnahme muß auch an 
Sonn- und Feiertagen möglich sein.

(2) Die Räte der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden 
haben in ortsüblicher Weise bekanntzugeben, wo und 
zu welcher Tageszeit die Wählerliste zur Einsicht aus­
liegt und innerhalb welcher Zeit und in welcher. Weise 
Einspruch gegen die Eintragungen in der Wählerliste 
erhoben werden kann.

§ 19
Wahlbenachrichtigung

(1) Jeder Wahlberechtigte hat sich im Interesse der 
Ausübung seines Wahlrechts von der Richtigkeit der 
Eintragung in der Wählerliste zu überzeugen.

(2) Er erhält vom Rat der Stadt, des Stadtbezirks 
bzw. der Gemeinde eine schriftliche Benachrichtigung 
ausgehändigt.

(3) Auf der Benachrichtigung sind die Nummer, unter 
der der Wahlberechtigte in der Wählerliste eingetragen 
ist, der Wahltag, die Wahlzeit und das Wahllokal an­
zugeben.

§ 2 0
Beanstandung der Wählerliste

(1) Jeder Wahlberechtigte, der die Wählerliste für 
unrichtig oder unyollständig hält oder davon Kenntnis 
erlangt, daß die Voraussetzungen der Wahlberechtigung 
bei einem in der Wählerliste eingetragenen Bürger nicht

oder nicht mehr vorliegen, hat das dem Rat der Stadt, 
des Stadtbezirks bzw. der Gemeinde, der die Wähler­
liste aufgestellt hat, unverzüglich mitzuteilen.

(2) Stellt der Rat der Stadt, des Stadtbezirks bzw. der 
Gemeinde fest, daß die Wählerliste unrichtig oder un­
vollständig ist, so hat er diese entsprechend zu berich­
tigen. Gegen die Ablehnung der Berichtigung steht dem 
Betreffenden das Recht der Beschwerde bei der zustän­
digen Wahlkommission zu.

(3) Soll ein Bürger in der Wählerliste gestrichen wer­
den, so ist ihm vörher Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. Von einer etwaigen Streichung in der Wähler­
liste ist er unverzüglich zu benachrichtigen. Gegen die 
Entscheidung des Rates der Stadt, des Stadtbezirks bzw. 
der Gemeinde steht dem von der Streichung in der 
Wählerliste Betroffenen der Einspruch an das örtlich 
zuständige Kreisgericht zu. Das gleiche Recht steht dem­
jenigen zu, der in der Wählerliste nicht aufgenommen 
ist und dessen Aufnahme vom zuständigen Rat abge­
lehnt worden ist.

(4) Das Kreisgericht hat über den Einspruch in öffent­
licher Verhandlung unter Ladung des Antragstellers 
und eines Vertreters des Rates der Stadt, des Stadt­
bezirks bzw. der Gemeinde innerhalb von 3 Tagen 
zu entscheiden. Seine Entscheidung ist endgültig. Der 
zuständige Rat ist verpflichtet, die erforderlichen Ände­
rungen in der Wählerliste vorzunehmen.

§ 21

Abschluß der Wählerliste
(1) Die Wählerliste ist am Tage vor der Wahl mittags 

12 Uhr von dem Rat der Stadt, des Stadtbezirks bzw. 
der Gemeinde abzuschließen. Hierbei hat dieser zu be­
scheinigen, wie lange die Wählerliste ausgelegen hat 
und wie viele wahlberechtigte Bürger eingetragen sind.

(2) Der Rat der Stadt, des Stadtbezirks bzw. der Ge­
meinde hat die Wählerliste rechtzeitig dem Wahlvor­
stand zu übermitteln.

(3) Falls über eingereichte Einsprüche noch Entschei­
dungen ausstehen, müssen diese den Beteiligten so 
rechtzeitig zugestellt werden, daß über ihre Wahlberech­
tigung ein Wahlschein ausgestellt werden kann.

§ 22 

Wahlscheine
(1) Einen Wahlschein erhält ein Wahlberechtigter, der 

in einer Wählerliste eingetragen ist, wenn er am Wahl­
tag verhindert ist, in seinem Wahlbezirk zu wählen.

(2) Inhaber eines Wahlscheines für die Wahlen zur 
Volkskammer können nach Vorlage des Wahlscheines 
in jedem Wahllokal oder Sonderwahllokal der Deut­
schen Demokratischen Republik wählen.

(3) Inhaber eines Wahlscheines für die Wahlen zu 
den örtlichen Volksvertretungen können nur die Volks­
vertretung wählen, in deren Bereich sie wohnhaft sind.

§ 23
Ausstößen von Wahlscheinen

(1) Wahlscheine werden durch den Rat der Stadt, des 
Stadtbezirks bzw. der Gemeinde ausgestellt, in dessen 
Zuständigkeitsbereidi der Wahlberechtigte in einer 
Wählerliste eingetragen ist oder einzutragzn wäre.


